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VORSCHLÄGE 

Der Ausschuss für Binnenmarkt und Verbraucherschutz ersucht den federführenden 

Rechtsausschuss, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen: 

1. begrüßt die Zusage der Kommission, die digitale Agenda der EU während der 

Mandatszeit der neuen Kommission weiterzuentwickeln, einschließlich 

Urheberrechtsfragen; begrüßt das Arbeitsprogramm der Kommission für 2015 insofern, 

als darin zugesagt wird, ein Paket für den Digitalen Binnenmarkt vorzulegen, das auch 

einen Gesetzgebungsvorschlag zur Modernisierung des Urheberrechts enthält, damit 

dieses für das digitale Zeitalter tauglich gemacht werden kann; 

2. hält es für notwendig, den Rechtsrahmen für Urheberrechte anzupassen, damit 

sichergestellt ist, dass die Inhaber von Urheberrechten und verwandten Schutzrechten vor 

dem Hintergrund neuer Verbrauchsmuster sowie angesichts der Herausforderungen der 

digitalen Wirtschaft und der digitalen Gesellschaft eine vernünftige Vergütung und einen 

angemessenen Schutz erhalten; weist ebenfalls mit Nachdruck darauf hin, dass mit dem 

modernisierten Urheberrecht ein angemessener Ausgleich zwischen allen Beteiligten – 

Verbrauchern, Nutzern, Urhebern und Rechtsinhabern – sichergestellt werden sollte;  

3. weist mit Nachdruck darauf hin, dass eine umfassende und konsequente Regulierung des 

digitalen Markts eine wesentliche Voraussetzung für Wirtschaftswachstum ist; 

4. weist darauf hin, dass die Richtlinie 2001/29/EG (Infosoc-Richtlinie) 2001 angenommen 

wurde, und dass das Angebot an digitalem Material, das dem Urheberrecht unterliegt, 

sowie die Nutzung dieses Materials, sich geändert und seit dieser Zeit stark zugenommen 

haben; hält es für dringend notwendig, dass die Kommission auf die technologischen 

Entwicklungen reagiert und die geltenden Rechtsvorschriften an die vorhandenen und die 

neuen Herausforderungen anpasst; 

5. hebt hervor, dass rechtliche Unterschiede in den Mitgliedstaaten zu rechtlichen 

Unsicherheiten führen, die die Schaffung des Digitalen Binnenmarkts und die 

grenzüberschreitende Zugänglichkeit zu urheberrechtlichen Inhalten beeinträchtigen; 

6. weist darauf hin, dass die durch die urheberrechtlich geschützten Werke in der digitalen 

Wirtschaft generierte Wertschöpfung gerecht mit den Rechtsinhabern geteilt werden 

muss; fordert die Kommission auf, Ausmaß und Auswirkungen dieser Verlagerung der 

Wertschöpfung zugunsten der technischen Vermittler im digitalen Bereich zu bewerten; 

7. weist darauf hin, dass das Urheberrecht und die verwandten Schutzrechte eine 

Schlüsselrolle spielen, da sie sowohl die Entwicklung und den Vertrieb neuer Produkte 

und Dienstleistungen als auch die Schaffung und Verwertung ihres schöpferischen Inhalts 

schützen und fördern und damit in der EU branchenübergreifend zu einer verbesserten 

Wettbewerbsfähigkeit, Beschäftigung und Innovation beitragen, sodass bei jeder 

Harmonisierung des Urheberrechts auf ein hohes Schutzniveau zu achten und den 

veränderten Verhaltensweisen der Benutzer Rechnung zu tragen ist; weist darauf hin, dass 

die notwendige Anpassung der Richtlinie 2001/29/EG an das digitale Zeitalter 

voraussichtlich dazu führen wird, dass neue Unternehmen und Start-up-Firmen entstehen, 
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die in Zukunft Jugendlichen einen Arbeitsplatz bieten können; 

8. weist mit Nachdruck darauf hin, dass das Urheberrecht nur so wirksam ist, wie es die zum 

Schutz dieses Rechtes vorhandenen Durchsetzungsmaßnahmen sind, und dass das 

Urheberrecht energisch durchgesetzt werden muss, wenn eine blühende und innovative 

Kreativwirtschaft sichergestellt werden soll; weist ebenfalls mit Nachdruck darauf hin, 

dass die Durchsetzung der Urheberrechtsvorschriften verhältnismäßig sein muss, und dass 

Einschränkungen der Rechte der Nutzer gesetzlich festgelegt werden müssen; 

9. ist der Auffassung, dass die Modernisierung der Urheberrechtsvorschriften in der EU ohne 

eine Aktualisierung der Richtlinie 2000/31/EG über den elektronischen Geschäftsverkehr 

unvollständig wäre, und schlägt vor, dass die Kommission entsprechende Maßnahmen in 

Erwägung zieht; 

10. erkennt an, dass mit dem Urheberrecht die Rechte aller Rechtsinhaber besser geschützt 

werden sollen, damit die Urheber für ihre Bemühungen angemessen vergütet werden, 

wenn andere ihre Werke nutzen, und somit künftige Kreativität gefördert werden soll; 

weist darauf hin, dass die Kultur- und Kreativindustrien (KKI) zwar mehr als sieben 

Millionen Menschen beschäftigen und jährlich 4,5% zum BIP der EU beitragen, und dass 

der digitale Markt nach Angaben der „Cost-of-Non-Europe“-Studie des Europäischen 

Parlaments bis zum Jahr 2020 223 000 Arbeitsplätze schaffen wird, und dass die 

Dienstleistungen, Technologien und Optionen, mit deren Hilfe die Öffentlichkeit auf 

kreative Werke zugreifen kann, von Tag zu Tag zunehmen, die Einnahmen der 

Rechtsinhaber in der KKI-Branche jedoch immer weiter rückläufig sind; hält einen 

wirksamen Schutz des Urheberrechts für wichtig und weist ebenfalls mit Nachdruck 

darauf hin, dass die Verbraucher auf die Auswirkungen aufmerksam gemacht werden 

müssen, die durch die Verletzungen des Urheberrechts und der verwandten Schutzrechte 

bedingt sind; 

11. hält es für notwendig, die Verhandlungsposition der Autoren und Urheber in der 

Wertschöpfungskette im digitalen Zeitalter zu stärken; 

12. hebt hervor, dass die Bestimmungen der Mitgliedstaaten über Urheberrecht und die 

verwandten Schutzrechte sehr unterschiedlich sind, und dass die Exklusivität, die das 

Urheberrecht den Inhabern gewährt, grundsätzlich nur innerhalb der Landesgrenzen des 

Mitgliedstaates gilt, in dem das Recht gewährt wurde; ist der Auffassung, dass solche 

territorialen Einschränkungen oft EU-weit zu einer Marktfragmentierung und zu größeren 

Divergenzen bei der Durchsetzung führen können; weist darauf hin, dass der europäische 

Markt nicht homogen ist und die nationalen Märkte sich in unterschiedlichem Tempo 

entwickeln; weist ebenfalls darauf hin, dass die Präferenzen der Verbraucher sowie die 

Verbrauchsmuster und somit auch die Inhalte in jedem Mitgliedstaat spezifischen 

Erwartungen entsprechen; 

13. hält es für wichtig, dass die Verbraucher nach Maßgabe der EU-

Verbraucherschutzrichtlinie klar und deutlich über die Leistungen des von ihnen 

erworbenen Inhalts informiert werden; 

14. ist der Auffassung, dass bei der Bekämpfung von Verstößen gegen das Urheberrecht in 

der EU gemeinsame Anstrengungen unternommen werden sollten, damit der Schutz des 
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Urheberrechts sowie eine angemessene Vergütung der Autoren von urheberrechtlich 

geschützten Online-Inhalten gewährleistet sind; 

15. weist mit Nachdruck darauf hin, dass die Nutzer, die unionsweit inhaltsbezogene Dienste 

anbieten wollen, sich durch die territoriale Fragmentierung gegebenenfalls dazu veranlasst 

sehen, sich mehrere Lizenzen zu sichern; unterstreicht, dass Unterschiede bei den 

Einschränkungen und den Ausnahmen allzu oft zusätzliche Gerichtskosten verursachen 

und Rechtsunsicherheit schaffen, wodurch Innovationen und Investitionen gefährdet 

werden und in manchen Fällen ein Beitrag zur Marktkonzentration geleistet wird; fordert 

die Kommission daher auf, zu prüfen, welche fakultativen Ausnahmen und 

Beschränkungen der Richtlinie 2001/29/EG in zwingend vorgeschriebene Ausnahmen und 

Beschränkungen umgewandelt werden könnten, damit innerhalb des Binnenmarkts ein 

gleicher Zugang zu kultureller Vielfalt über Grenzen hinweg ermöglicht und die 

Rechtssicherheit verbessert werden kann;  

16. weist darauf hin, dass den Verbrauchern allzu oft der Zugang zu bestimmten 

Inhalteangeboten aus geografischen Gründen verwehrt wird, was gegen das Ziel der 

Richtlinie 2001/29/EG zur Verwirklichung der vier Freiheiten des Binnenmarkts verstößt; 

fordert die Kommission daher mit Nachdruck auf, geeignete Lösungen für eine bessere 

grenzübergreifende Zugänglichkeit zu Dienstleistungen und zu urheberrechtlichen 

Inhalten für Verbraucher vorzuschlagen; 

17. ist der Auffassung, dass die Verbraucher die Möglichkeit haben sollten, Online-Inhalte 

aus einem anderen Mitgliedstaaten zu kaufen; weist mit Nachdruck darauf hin, dass die 

Verbraucher zum Zeitpunkt des Erwerbs einer Lizenz für digitale Inhalte klare und 

deutliche Informationen erhalten sollten, auch über die geografischen Einschränkungen 

bei der Nutzung dieser Inhalte, bis diese überwunden sind; hebt hervor, dass die 

schöpferischen Leistungen zu den reichsten Ressourcen Europas gehören, und dass 

diejenigen, die davon profitieren möchten, die Möglichkeit haben sollten, dafür zu zahlen, 

auch wenn diese nur in einem anderen Mitgliedstaat angeboten werden; 

18. ist der Auffassung, dass zwar Lösungen gefunden werden müssen, mit denen die 

Unabhängigkeit von Diensten sichergestellt werden kann, zum Beispiel, wenn die 

Verbraucher von einem Mitgliedstaat in einen anderen reisen, es jedoch äußerst wichtig 

ist, dass der Verbraucher nach wie vor in Bezug auf den Zugang zu unterschiedlichen, 

auch sprachlich verschiedenen, kulturellen Inhalten frei wählen kann; 

19. hält es für wichtig, bei der Urheberrechtsregelung für mehr Klarheit und Transparenz für 

die Urheberrechtsnutzer zu sorgen, insbesondere in Bezug auf nutzergenerierte Inhalte 

und urheberrechtliche Abgaben, die Kreativität zu fördern, die Entwicklung von Online-

Plattformen voranzubringen und für eine angemessene Vergütung der Inhaber von 

Urheberrechten zu sorgen; 

20. bekräftigt, wie wichtig ein moderner, wettbewerbs- und verbraucherfreundlicher Rahmen 

für das Urheberrecht ist, der auf die Herausforderungen eines digitalen Umfelds reagiert; 

hält eine ganzheitliche Vorgehensweise bei der Modernisierung der 

Urheberrechtsvorschriften für notwendig, um gegen die vorhandenen 

Marktfragmentierungen vorzugehen, insbesondere im Bereich der Wahrnehmung von 

Online-Rechten, und um ein sicheres und angemessenes Umfeld für Verbraucher, Urheber 
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und Urheberrechtsnutzer zu gewährleisten; 

21. begrüßt daher die Annahme der Richtlinie 2014/26/EU über kollektive 

Rechtewahrnehmung und multi-territoriale Lizensierung von Rechten, in der ein 

angemessener Ausgleich zwischen dem Zugang der Öffentlichkeit zu kulturellen Werken, 

einer Vereinfachung der Abklärung von Rechten und einer angemessenen Vergütung für 

die Urheber vorgesehen ist, und vertritt die Auffassung, dass die Umsetzung dieser 

Richtlinie zu klareren EU-weiten Standards führen und somit zu einer schnelleren und 

flexibleren Infrastruktur im Bereich der Lizensierung führen wird, die der jeweiligen 

Verwendung angepasst werden kann, stellt jedoch fest, dass nach wie vor eine 

Fragmentierung vorhanden ist, und das nach Lösungen gesucht werden muss, auch im 

Bereich gemeinsamer Vorgehensweisen in Bezug auf zielgerichtete Ausnahmen, die den 

grenzüberschreitenden Austausch von Werken betreffen, was zur Vollendung des 

Digitalen Binnenmarkts notwendig ist; 

22. hält es für notwendig, ausgewogene Lösungen anzubieten, die dazu beitragen, den 

grenzübergreifenden Zugang zu und die Unabhängigkeit von Diensten und Produkten, die 

für die Verbraucher unentbehrlich sind, zu ermöglichen und/oder zu verbessern, damit sie 

diese durch die neuen Verbrauchsmuster entstandenen Dienste und Produkte überall und 

jederzeit auf legale und autorisierte Weise in Anspruch nehmen können; ist der 

Auffassung, dass die kulturelle Vielfalt Europas ein wesentlicher Bestandteil der 

europäischen Identität ist und die Mitgliedstaaten diese Vielfalt untereinander fördern und 

stimulieren sollten; 

23. weist mit Nachdruck darauf hin, dass die Verbraucher oft mit diversen Einschränkungen 

konfrontiert werden, und dass die Verbraucherrechte im Urheberrechtsrahmen oft nicht 

vorkommen; fordert die Kommission auf, die Wirksamkeit des geltenden Urheberrechts 

aus der Sichtweise des Verbrauchers zu prüfen und eine Reihe klarer und verständlicher 

Verbraucherrechte zu entwickeln; 

24. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten mit Nachdruck auf, sich für eine stärkere 

Harmonisierung einzusetzen und einen ausgewogenen Rahmen für Ausnahmen und 

Einschränkungen zu fördern, durch den dem Rechtsinhaber keine Nachteile entstehen, den 

Erwartungen der Verbraucher entsprochen wird, sowohl Kreativität als auch Innovation 

gefördert werden und Anpassungen an die technologischen Fortschritte im digitalen 

Umfeld vorgenommen werden; fordert die Mitgliedstaaten auf, Ausnahmen gezielt und 

technologisch neutral zu nutzen; unterstreicht, dass Ausnahmen und Einschränkungen aus 

Gründen des öffentlichen Interesses eine wichtige Rolle spielen, etwa bei Forschung, 

Bildung und Unterricht, beim Zugang zu Wissen und bei der Förderung der Teilhabe an 

Kultur und Gesellschaft; fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten nachdrücklich 

auf, dafür zu sorgen, dass auch elektronische Bücher als Teil öffentlicher Ausleihsysteme 

gelten, vorausgesetzt, alle erforderlichen Vereinbarungen mit den entsprechenden 

Rechtsinhabern wurden im Voraus getroffen bzw. angestrebt, damit gewährleistet ist, dass 

diese eine faire und angemessene Vergütung erhalten; fordert die Kommission und die 

Mitgliedstaaten mit Nachdruck auf, für einen Mechanismus zu sorgen, der es 

Bibliotheken, Archiven und Museen ermöglicht, geschützte Werke, die nicht länger von 

den jeweiligen Rechtsinhabern verwaltet werden, der Öffentlichkeit im Rahmen ihrer 

Sammlungen online zugänglich zu machen; 
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25. begrüßt den von der Kommission 2013 auf den Weg gebrachten strukturierten Dialog mit 

den Interessenträgern zum Thema: „Lizenzen für Europa“: hält das Engagement der 

Beteiligten und den Austausch bewährter Verfahren daher für wesentlich, wenn eine 

homogenere und stärker evidenzbasierte Umsetzung des Urheberrechts in der EU erzielt 

werden soll; fordert die Kommission auf, die Umsetzung der Zusagen im Rahmen der 

„Lizenzen für Europa“ zu überwachen und darüber Bericht zu erstatten; 

26. hält es für sehr wichtig, eine größere Interoperabilität zu fördern, da eine unzureichende 

Interoperabilität den Wettbewerb in der EU verringert und die Innovation behindert; ist 

der Auffassung, dass sich aufgrund mangelnden Interoperabilität keine neuen Inhalte-

Dienste entwickeln können, was zu Lasten der Urheber geht, die bestrebt sind, im 

gesamten europäischen Hoheitsgebiet ein größeres Publikum zu finden; glaubt, dass 

fehlende Interoperabilität zur marktbeherrschenden Stellung eines bestimmten Produkts 

führen wird, was wiederum dem Wettbewerb abträglich ist und die Wahl der Verbraucher 

in der EU einschränkt; 

27. hält Ausnahmen des Urheberrechts für wichtig, mit denen Menschen mit Behinderung 

eine verbesserte Zugänglichkeit zu digitalen Inhalten gewährt wird; erkennt an, dass die 

Tatsache, dass Nutzer mit Behinderung keine Inhalte in einem für sie geeigneten Format 

erwerben können, auch für Unternehmen ein Handelshemmnis darstellt; erkennt ferner an, 

dass die Tatsache, dass Inhalte nicht in einem für Nutzer mit Behinderung geeigneten 

Format erworben werden können, die Herstellung kultureller Werke und das verfügbare 

Inhalte-Angebot in den Mitgliedstaaten reduziert; weist daher mit Nachdruck darauf hin, 

dass bei jeder Änderung der Rechtsvorschriften in diesem Bereich dafür gesorgt werden 

sollte, urheberrechtlich und durch verwandte Schutzrechte geschützte Werke und Dienste 

Menschen mit Behinderung zugänglich zu machen und dem digitalen Umfeld anzupassen; 
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